Morgen⸗Ausgabe. 


An die 


Wähler Stettins. 

Der Vorſtand des Wahlvereins der ſoge⸗ 
nannten deutſchfreiſinnigen Partei in Stettin hat 
durch die Poſt ein Flugblatt an alle Wähler 
Stettins geſandt, in welchem er verſucht hat, den 
Stettiner Wählern Sand in die Augen zu ſtreuen 
und die Stettiner Wähler zu täuſchen. 

Wir hatten aus Schonung gegen die Deutſch⸗ 
freifinnigen die Vorgänge in den ſechziger Jahren 
unberührt gelaſſen; aber da der Vorſtand dieſer 
Partei ſich auf jene Vorgänge bezieht und ſie in 
unwahrer Weiſe und gegen beſſeres Wiſſen ent- 

ſtellt, jo wollen auch wir nun einmal auf jene 
Vorgänge zurückkommen und die Vorgänge, wie 
ſie wirklich geweſen ſind, darſtellen. 

In dem Jahre 1850 befand ſich die preußi⸗ 
ſche Armee in einem ſo kläglichen Zuſtande, daß 
Preußen gänzlich außer Stande war, einen Krieg 
mit Oeſterreich zu führen, ſo daß es am 29. 
November 1850 in der Punktation von Olmütz 
ſich den Forderungen Rußlands und Oeſterreichs 
gänzlich unterwerfen mußte. Jeder, der dieſe Zeit 
erlebt hat, ſchäumt noch jetzt vor Wuth über die 
Schmach Preußens, welche wir damals erleben 
mußten, weil das preußiſche Heerweſen vernach⸗ 
läſſigt war. 

Als nun König Wilhelm 1861 den Thron 
beftieg, war ſein Erſtes, ein freiſinniges Minifte- 
rium zu berufen und mit dieſem die Reorganija- 
tion des Heeres vorzunehmen. Allein die Fort- 
ſchrittspartei verſagte damals im Vereine mit den 
anderen freiſinnigen Parteien die Mittel für die 
Reorganiſation, und die Miniſter wollten ſich dem 

gen. Der König aber, welcher die Nothwen⸗ 
digkeit der Reorganiſation erlannte, wenn Preu- 
ßen nicht zu Grunde gehen ſollte, entließ das 
Miniſterium, berief den 23. September 1862 
den Miniſter von Bismarck und ſetzte mit dieſem 
und mit feinen Generalen die Reorganijation des 
Heeres gegen den Willen der Fortſchrittspartei 
zum Segen unſeres Vaterlandes durch. Die 
großen Siege von 1866 gegen Oeſterreich und 
die gewaltigen Siege von 1870-187 1 gegen 
Frankreich waren die Folgen dieſer Reorganiſa⸗ 
tion, durch welche Preußen von der Bevormun⸗ 
dung Rußlands und Oeſterreichs befreit, das bis 
dahin zerſplitterte, ohnmächtige Deutſchland in 
einen einheitlichen Bundesſtaat vereint ward und 
zur erſten Macht Europas emporſtieg. 

Was wäre aus Preußen geworden, wenn 
unſer König und ſein Miniſter ſich damals der 
Abſtimmung der Fortſchrittspartei gefügt und die 

Armee nicht reorganifirt hätte. Wir wären heute 
noch die Vaſallen Rußlands und Oeſterreichs, 
Känden unter Rußlands Knute und müßten 
Oeſterreich Folge leiſten. Die Deutſchfrelſinnigen 
haben alſo 1862 bis 1866 bel ihrem Wider- 
Rande gegen die Reorganiſation und gegen das 
Haus Hohenzollern ſich weder deutſch noch frei⸗ 
finnig, ſondern politiſch gänzlich unreif gezeigt. 
Over nennen ſie das deutſch ſeln, wenn ſie eine 
Politik verfolgten, welche nothwendig zur Ohn⸗ 
macht Deulſchlande, zur Unterwerfung Deutſch⸗ 
lands unter Oeſterreichs ſlaviſch-magyariſche Haus- 
macht führen mußte? Oder nennen ſie das frei- 
flunig ſein, wenn fie eine Politik verfolgten, 
welche Preußen nothwendig zum Knechte Ruß⸗ 

lands machen mußte? 1 

Die Geſchichte bat ihr Urtheil über die 
Deutſchfreiftnnigen geſprochen; noch nach Jahr- 
taufenden wird man die gänzlich unreife und un- 
deutſche Politik dieſer Partei verurtheilen und ver- 
vammen. Alle beſonnenen Männer, welche noch 
eln Herz für ihr deutſches Vaterland haben und 
nicht blindlings dem Partelintereſſe der Deutſch⸗ 
freiinnigen huldigen, haben ib von dieſen ge- 
trennt und haben die nationalen Parteien ge- 
bildet, welche die Felhelt nicht in der Knecht 

ſcaft unter Ruſſen und Franzoſen, ſondern in 
ver Kraft und Macht des deutſchen Vaterlandes 
erſtreben. 

Die Deutſchfreiſinnigen von heute dagegen, 
vas And die verbittetten und in ihren Prinztpien 
N verknöcherten Parteimänner, welche auch heute 

noch ihr altes Prinzip von 1862 reiten und im 
Bunde mit den undeutſchen und kaiſerfeindlichen 
Parteien, mit Polen mit Französlern des El⸗ 
ſaß, mit Sozlaldemokraten und Welfen die Mit- 
tel verwelgern, welche nach dem einſtimmigen Ur⸗ 
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theile eines Bismarck, Moltke, des Generalſtabes 
und des erlauchten Kaiſers ſchlechthin nothwendig 
ſind, um das Vaterland gegen die furchtbar 
rüſtenden Feinde, gegen Franzoſen und Ruſſen 
vertheidigungsfähig zu erhalten. Die Deutſch⸗ 
freiſinnigen von heute find die Männer, welche 
durch ihre unreife Politik abermals Deutſchland 
ſchwächen wollen und dadurch Deutſchland un⸗ 
fehlbar zu einer Beute der Franzoſen und Ruſſen 
machen würden. Sie find es, die ſeit 25 Jah- 
ren und durch alle Erfolge der Geſchichte nichts 
gelernt haben und auch nichts lernen wollen. Sie 
find es, welche die Freiheit zu finden glauben im 
Bunde mit dem Zentrum, mit Jeſuiten und Se- 
ſuitenfreunden, welche, wie Jedermann weiß, die 
gefährlichſten Feinde jeder Gelſtesfreiheit, die wü⸗ 
thendſten Gegner deutſcher Schulbildung und 
Wiſſenſchaft ſind. 

In Stettin hat dieſe Partei ausgeſpielt. 
Die Stettiner haben noch wie alle Pommern ein 
Herz an der rechten Stelle voll Treue und Liebe 
zum deutſchen Vaterlande; ſie haben auch den 
Kopf und das Verſtändniß, daß fle ſich nicht von 
den Deutſch-Freiſinnigen Sand in die Augen 
ſtreuen laſſen. Alle Deutſchen, alle Patrioten, alle, 
welche einen Sieg des deutſchen Vaterlandes er- 
hoffen, alle Liberalen, welche Geiſtesfreihelt er⸗ 
ſtreben, fie alle werden wie Ein Mann den ver- 
knoͤcherten Deutſch Freiſinnigen entgegentreten und 
für den Kandidaten der vereinigten nationalen 
Parteien, für den Juſtizrath Leiſtikow ſtimmen. 


Laudtags⸗ Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
5. Sitzung vom 15. Februar. 

Der Präſident Herzog v. Ratibor eroöff⸗ 
net die Sitzung um 12 Uhr 20 Min. 

Am Miniſtertiſche: v. Goßler, ſpäter Fürſt 
Bismarck, v. Puttkamer. 

In den Vorſtand der Kommiſſion für die 
zu erwartenden kirchenpolitiſchen Geſetze ſind Graf 
zur Lippe, Graf Brühl, Freiherr von 
Manteuffel und Graf v. Frankenberg 
gewählt. 

Die Vorlage betr. die durch ein Ausein- 
anderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten wird nach den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion angenommen. 

Tagesordnung: 

Berathung des Entwurfs betr. die Feſtſtel⸗ 
lung der Leiſtungen für Volkeſchulen. 

Referent Graf Pfeil empfiehlt die An⸗ 
nahme des Entwurfs, welcher die Kompetenz der 
Selbſtverwaltungsbehörden auch in Bezug auf die 
Schuldotationen erweitern ſolle. 

Die Diskuſſiton wird gemeinſam über die 
$$ 1 und 2 eröffnet. \ 

§ 1 bezeichnet als Volksſchulen im Sinne 
dieſes Geſetzes diejenigen öffentlichen Schuleinrich⸗ 
tungen, welche zur Erfüllung der allgemeinen 
Schulpflicht dienen. 

$ 2 der Kommiſſionsvorlage beſtimmt in 
Abſ. 1, daß über jede von den Schulaufſichts⸗ 
behörden fortan beanſpruchte Steigerung derjeni⸗ 
gen Leiſtungen, die von den zur Unterhaltung 
der Volksſchule Verpflichteten bisher aufgebracht 
worden, mit Ausſchluß der bisher unter die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Verwaltungsbehörden fallenden 
Schulbauleiſtungen, in Ermangelung eines Ein⸗ 
verſtändniſſes der Verpflichteten für Landſchulen 
der Kreisausſchuß und für Stadtſchulen der Be⸗ 
zürksausſchuß zu entſchelden habe. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow beantragt, den 
Saß „mit Aueſchluß — Schulbauleiſtungen“ zu 
ſtreichen. Ueber die Laſten der Gemeinden feien 
auch in dieſem Hauſe vielfach Klagen geführt 
worden und beſonders iſt geklagt worden, daß 
diejenigen, die die Leiſtungen für die Schulen zu 
tragen haben, nicht auch über die Verwendung 
der Mittel zu beſtimmen haben. Hierfür ſolle 
dieſer Entwurf nun Beſſerung ſchaffen, und trotz⸗ 
dem habe die Kommiſſion beſchloſſen, es bei den 
Schulbaulelſtungen bei den bisherigen Verhält- 
niſſen zu laſſen. Redner will auch die Schul⸗ 
baulelſtungen den Selbſtoerwaltungsbehörden über- 
laſſen, dies fordere fein Antrag, der die Ueber- 
bürdung der Betheiligten auch auf dieſem Ge⸗ 
biete mildern wolle. 

Miniſter v. Goßler: Die bisherigen Be- 
ſtimmungen über die Aufbringung und Verwen- 
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dung der Schullaften haben die Selbſtverwaltung 


nur in einigen wenigen Punkten zur Entjchei- 
dung herangezogen. 
Lücke, und dieſe Lücke auszufüllen, 
dieſe Vorlage. Dos Schulweſen des preußiſchen 
Staates hat ſich auf Grund allgemeiner Beftim- 
mungen nur ſehr langſam entwickelt, dagegen auf 
einzelnen Territorien ſehr ſchnell. Anfang der 
fiebenziger Jahren trat der Staat mit großen 
Mitteln in eine Ordnung des Volksſchulweſens 
ein und führte eine generelle Erhöhung der Leh 
rergehälter durch. Ich habe früher ſchon hier 
ausgeführt, daß die Zahl der Schulkinder ſich 
von Jahr zu Jahr weſentlich erhöht, daß alſo, 
wenn keine Schulvermehrungen eintreten, große 
Lücken ſich fühlbar machen. Es wird nicht mög⸗ 
lich und zweckdienlich ſein, die Vermehrung der 
Schulen den außerſtaatlichen Faktoren zu über⸗ 
laſſen, die Leiſtungen drr Gemeinde find erſtlich 
bereits ſehr große, zweitens iſt zu hoffen, daß 
dem Staate doch allmälig mehr Mittel auch für 
Schulzwecke zufließen werden, und drittens wird 
auch den fortgeſetzten Angriffen auf die Schul- 
verwaltung gegenüber etwas geſchehen müſſen. — 
Der Vorredner will nun den § 47 des Geſetzes 
über die Schulbauleiſtungen dieſer Vorlage gegen- 
über geſtrichen ſehen und auch die Schulbaulei⸗ 
ſtungen dieſe Entſcheidungen der Selbſtverwal⸗ 
tung überlaſſen. Wir ſind aber doch bisher mit 
dem Paragraphen ſehr gut ausgekommen, es hat 
ſich eine umfangreiche Judikatur darüber gebildet 
und es iſt ſehr bedenklich, in einer ſo wichtigen 
Frage die Entſcheidung allein dem Krelsausſchuß 
und Bezirksausſchuß zu überlaſſen. Ich erſuche 


Sie daher, dem Antrage des Herrn von Kleiſt⸗ 
Retzow nicht zuzuſtimmen; ich bitte Ste um An 


nahme der Faſſung der Regterungsvorlage, doch 
will ich auch den Vorſchlag Ihrer Kommiſſion 
nicht als unannehmbar bezeichnen. 


Herr Friedensburg befürwortet die 
Ablehnung der Anträge des Herrn v. Kleliſt- 
Retzow. 


Graf Brühl, erklärt ſich gleichfalls gegen 
das Kleiſt⸗Retzow'ſche Amendement. 

Fürſt Bismarck: Dieſe Vorlage iſt nur 
eln proviſortſches Geſetz bis zu der Zeit, da wir 
ein Schulgeſez für Preußen machen können. 
Dieſes definitive Geſetz können wir noch nicht 
machen, da alle Verſuche zur Verbeſſerung der 
Finanzen an dem Widerſpruch des Reichstags ge- 
ſcheitert ſind. Wir müſſen alſo warten. Es iſt 
dies um fo trauriger, als die Uebelſtände, denen 
dieſe proviſorlſche Vorlage abhelfen fol, ſehr 
drückend find. Vor Allem find jetzt die Schul- 
laſten für die einzelnen Gemeinden ſehr ungleich 
verthellt. Wir haben lange überlegt, wie wir 
bier beſſern können, ohne die Entwickelung des 
Schulweſens zurückzubringen. Dieſe ſtaatliche 
Entwickelung beruht jetzt auf dem Geſetze von 
1852 und legt dem Kultusminifterium das Recht 
bei, die Schullaſten zu beſtimmen. Nun haben 
wir jetzt ja einen ſehr wohlwollenden Unterrichts- 
miniſter — aber oftieium traht. Wenn der 
Kriegsmintſter allein die Höhe der Militärlaſten 
zu beſtimmen hätte, ſo würden ſie wohl höher als 
jetzt fein, und fo ginge es in allen Minifterien. 
Gegenwärtig liegt auf dem Kultusminiſterium ein 
Odium, weil es dieſe Schullaſten beſtimmt. Ich 
möchte Sie bitten, die Annahme dieſes provijo- 
riſchen Geſetzes nicht durch Geltendmachung allerlei 
Bedenken uns und dem andern Haufe zu er- 
ſchweren. Eine Verſtümmelung des Geltungs⸗ 
bereichs dieſes Geſetzes mit Rückſicht auf die kon⸗ 
fejfionellen Verhältuiſſe würde dieſes Geſetz für 
uns unannehmbar machen. Es wird ſich em⸗ 
pfehlen, wenn Sie mit Rückſicht auf das Provi- 
ſortum nicht zu hohe Anſprüche an das Geſetz 
ſtellen, je weniger Einſpruch Ste erheben, deſto 
leichter und ſchneller iſt die Annahme auch im 
anderen Haufe. Ich bitte Sie daher um mög- 
lichſt unveränderte Annahme der Regierungs- 
Vorlage. 

Herr v. Kleiſt⸗Reßzo w: Nachdem der 
Herr Reichskanzler dieſes Geſez als ein bloßes 
Proviſorium bezeichnet hat, deſſen Annahme meine 
Anträge gefährden könnten, ziehe ich dieſelben 
zurück. 

Die 88 1 und 2 werden hierauf nach dem 
Antrage der Kommiſſion angenommen. 

$ 3 der Kommiſſtons-Vorlage beſtimmt, daß 
dieſes Geſetz in Poſen, Schleswig-Holſtein, Weſt⸗ 
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falen und in der Rheinprovinz erſt mit dem in 
$ 155 des Geſetzes über die allgemeine Landes- 
verwaltung bezeichneten Zeitpunkte in Kraft treten 
ſoll, während die Regierungs- Vorlage dies nur 
für die Provinzen Schleswig-Holftein, Weſtfalen 
und Rheinprovinz, nicht aber für die Provinz 
Poſen beſtimmt. 

Miniſter v. Goßler bittet um Annahme 
der Regierungs-Borlage. 

Fürſt Bismarck: Wenn gegen die Faſſung 
der Regierungs- Vorlage nur die in der Kom- 
miſſion geäußerten theoretiſchen Bedenken geltend 
geweſen ſind, ſo möchte ich doch bitten, es bel 
der Faſſung der Regierung zu laſſen. 

Referent Graf zu Pfeil bezeichnet die 
Faſſung der Regierungsvorlage als unzureichend. 

Fürſt Bismarck: Ich will darauf nur 
bemerken, daß uns kein Paragraph ſoviel Schwie⸗ 
rigkeit gemacht hat, als dieſer. Daß die Faſſung 
mangelhaft iſt, wiſſen wir ſehr wohl, aber es war 
keine beſſere zu finden. 

Hierauf wird die Faſſung der Kommlſſion 
einſtimmig abgelehnt und $ 3, ſowie die folgen ⸗ 
den unverändert nach der Regierungsvorlage an- 
genommen. 

Der Entwurf betr. die Aufhebung des $ 5 
des hannoverſchen Geſetzes über die Ablöͤsbarkeit 
des Lehnverbandes und die Vorlage betr. die Auf⸗ 
hebung des Amtsgerichts in Buckau werden de⸗ 
battelos erledigt. 

Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 

Schluß 2½ Uhr. 


| Dent ſchland. 

Berlin, 15. Februar. Unter dem Titel 
„der nächſte Krieg in Zahlen“ hat der ehemalige 
öſterreichiſche Miniſter Schäffle eine militär- und 
finanzwiſſenſchaftliche Studie über die Erhöhung 
der deutſchen Friedenspräſenz erſcheinen laſſen. 
(Tübingen, H. Laupp.) Herr Schäffle berechnet 
die Mehrbelaſtung, welche uns ein unglücklichen 
Krieg hinterlaſſen müßte, auf etwa 640 Millionen 
jährlich. Wer alſo einen unglücklichen Krieg 
herbeiführe oder einen ſolchen durch Unterlaſſung 
ſleghafter Kriegsbereitſchaft gut⸗ oder ſchlechtgläu. 
big verſchulde, der würde belſpielsweiſe für Deutſch⸗ 
land den Bedarf der öffentlichen Schuld um 
einen Betrag ſteigern, zu welchem ſelbſt Brannt⸗ 
weinmonopol und Tabakmonopol und hohe Erb⸗ 
ſchaftsſteuern auch nicht entfernt ausreichen wür⸗“ 
den. Vor Allem intereſſant if die Kritik der 
öſterrelchiſchen Orlentpolitik. Schäffle geht als 
Realpolitiker vor, der den Bulgaren, die mit 
dem Weltfrieden ſpielten, ſehr kühl gegenüber 
tritt und die greifbaren Intereſſen in den Vor⸗ 
dergrund ſtellt. In dem Abſchnitt der Drientfrie- 
den heißt es: 

„Die engliſche Politik wünſcht, daß andere 
den „letzten Manu und den letzten Groſchen“ auf; 
wenden, um Rußland zu bekämpfen, ohne daß 
England „irgend“ einen Mann oder „irgend“ 
einen Groſchen aufwendet. 

Oder wäre es wirklich ein eigenes Intereſſe 
auch nur Oeſterreich-Ungarns, die ungeheuren 
Opfer eines Krieges zu bringen, um Rußland 
von Bulgarien fernzuhalten oder ſelbſt, um es für 
alle Zeit am freien Auslaufen ins mittelländiſce 
Meer zu hemmen? Das ziehe ich auf das be: 
ſtimmteſte in Abrede — unbeſchadet der hohen 
Achtung, die ich der ritterlichen und politiſch hoch n. 
begabten Nation der Magyaren zolle, welche Bi! 
lagos — die Niederwerfung durch Paskiewitſch, + «= 
nicht verwinden kann. uch Mia 

Oefterreih- Ungarn hat mit allen übrigen 
Mächten — Rußland nicht ausgenommen — das 
Intereſſe gemein, daß im heutigen Gebiete der 
Türkei alle ziviliſtrten Nationen gleichberechtigt 
Verkehr treiben können, daß der Weg nach In⸗ 
dien, Oſtaſlen und Oſtafrika allen Nationen zu 
gleichen Bedingungen nutzbar jet. Beſonderer po⸗ e 
litiſcher Einfluß Rußlands in Bulgarien, welches 
durch ruſſiſche Opfer befreit iſt, bedroht kein JIu⸗ 
tereſſe ſo bedeutender Art, daß es für Oeſter⸗ 
reich-Ungarn auch nur entfernt 600 oder 300 
Millionen Mark neuer Steuern oder einen ent⸗ 
ſprechenden koloſſalen Staats -Bankerott werd = 
wäre. 


> 
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Es giebt nach dem eben Geſagten allerdings 
zwei ganz beſtimmte Punkte, von wo an die 
Orientfrage ſich kriegeriſch zuſpitzen müßte. Der 
eine Punkt wäre gegeben, ſobald irgend eint 


Sur 


a ET 


Macht — England oder Frankreich ebenſo gut 
wie Rußland entweder das Mittelmeer wie 
einen Nationalſee beherrſchen, d. h. das heutige 
Oſtmittelmeergebiet für ſich allein koloniſiren 
wollte. Der andere wäre gegeben, wenn ent- 
weder und namentlich der Suezkanal oder die 
Dardanellen militäriſch von einer Macht mit 
Ausſchluß der Kriegs⸗ und andelspaſſage der 
übrigen für ſich beſetzt werden würden. Das 
ganz ungehinderte Durchpaſſiren der Kriegsſchiffe 
aller Nationen, auch Rußlands, durch die Dar- 
danellen bedingt jedoch ſo wenig einen Kriegs- 
fall, als die ganz allgemeine und unbeanſtandete 
Paſſage aller Flaggen durch den Suezkanal. 


5 Daſſelbe läge ſogar im Intereſſe Deutſchlands 
und Oeſterreichs gegenüber engliſcher Seeüber⸗ 
macht am Suezkanal, welchen gerade England 
15 2 militäriſch beherrſcht und ohne Krieg vielleicht 


=. fo lange weiter beherrſchen wird, als es die 
Kriegs- und Handelspaſſage der übrigen Nationen 
nicht bedroht. J 

Warum alſo einen neuen Orientkrieg? We- 
der der eine noch der andere Kriegsfall ſteht auch 
nur entfernt in Frage, und welche Macht immer 
eine der zwei Fragen ſtellen wird, fo werden ge- 
1 gen ſie — heiße ſie England oder Rußland oder 
Frankreich — die übrigen ſicher zuſammenſtehen und 
von ihr den Frieden erzwingen. 

Das iſt gerade das Tröſtliche, daß alle Na⸗ 
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Fe onen daſſelbe Intereſſe haben, die zwei Brenn- 

paunkte der orientaliſchen Frage und das ganze 

Bi Oſtmittelmeergebiet für den freien Verkehr zu neu⸗ 

„traliſtren. 

. Der politiſche Einfluß Rußlands in Bulga- 
7 rlen, ſelbſt in Konſtantinopel, bildet hiernach für 
x Oeſterreich und für Ungarn nicht entfernt einen 


pbinreichenden Grund für einen ſo fürchterlichen 
Krieg, wie wir ihn beziffern mußten. Die Re 
vanche der Magyaren gegen Rußland oder eigent- 
lich gegen den eigenen Kaiſer und König iſt 
vollends keinen Krieg werth. 

Die blutige Bekämpfung Rußlands in Ru- 
melien durch Oeſterreich auf Tod und Leben wäre 
geradezu Aberwitz, ſo lange die Donau und der 
Weg nach Saloniki frei find, Ein Krieg. Defter- 
teichs für England wäre noch unbegreiflicher, als 
es die bewaffnete Neutralität von 1854 geweſen 
iſt, von welcher Oeſterreichs Iſolirung 1859 und 
1866 datirt hat. Außer England kann nur 
Frankreich behufs leichterer Revanche an 
Deutſchland — ſolchen Krieg entzünden wollen. 
Oeſterreich und Rußland ſelbſt würden aber das 
Verbrechen der nutzloſeſten Menſchen⸗ und Mil- 
Uuardenvergeudung an ihren Völkern begehen. 
„ Bei klarem Verſtand muß alſo im Orient 
vielmehr Frieden bleiben, und die gemeinſamen 
ATntereſſen, welche dort allen europäiſchen Natio- 
8 nen den Frieden diktiren, werden mehr als alle 
„FBriedensliguen auch ſonſt die nationalen Gehäſſig⸗ 
keiten und Ueberhebungen allmälig beſiegen . 
e Die Kriſis im ungariſchen Kabinet hat 
ſtch vollzogen. Das amtliche Blatt Ungarns von 
beute früh veröffentlicht die Enthebung des Fi⸗ 
nnanzminiſters Szapary von feinem Poſten und 
die Betrauung des Miniſterpräſidenten Tisza mit 
der Leitung des Finanzminiſteriums und des 


. 
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Miniſters Orczy mit der Leitung des Minife- 
nHiums des Innern, ingleichen die Ernennung des 
Direktions-Präſidenten Lukacs zum Staatsſekretär 
„„im Minifterium für öffentliche Arbeiten und 
„Kommunikationen. 
L Ueber die Differenzen des Sultans von 
„ Seanſibar mit dem Gouverneur von Mozambique 
verlautet laut telegraphiſcher Mittheilung in Liſſa⸗ 
bon, der Sultan habe ſich geweigert. mit dem 
= Bouverneur über den Beſitz der Tungi-Bai und 
die Grenze am Kap Delgado in Gemüßheit jei- 
nes im vorigen Jahre an den König von Por- 
= gl gerichteten Schreibens und feiner Depeſche 
vom 18. Januar d. J. in Verhandlung zu tre- 
ten, der Gouverneur habe deshalb geglaubt, eine 
lleßte Friſt ſtellen zu ſollen, welche jetzt zu 
Ende gegangen ſei. Der Gouverneur habe ſich 
Naher nach Tungt begeben und die Portugieien 
in Sanſibar dem Schutze des deutſchen Konſuls 
unterſtellt. 
N — Von den in Magdeburg verhafteten 32 
Sozialdemokraten ſind 8, darunter der bieherige 
%  Mbgeorbneten Hutmachermeiſter Heine von Halber- 
Pad, wieder entlaſſen worden, da nichts Be- 
Alaſtendes vorlag. 
d N — Nach den „Hamb. Nachr.“ erzählt man 
RG in Wien, Benderew und Gruiew, welche in 
deiner rumäniſchen Karpatdenfeſtung internirt wa⸗ 
ken, ſollen nach Ungarn entflohen ſein. 
Der „Hamd. Kort.“ enthält 
Meldung aus Brüſſel: 
Me Frankreich kauft maſſenhaft Pferde in Bel- 


folgende 


— 


Ausland. 


Ver, Rom, 15. Februar. Die Zeitungen beſtä⸗ 
tigen heute die Meldung, daß Depretis mit der 

dung eines neuen Kabinets betraut worden, 
ind daß derſelbe dieſen Auftrag im Einvernehmen 
mit Robilant erfüllen werde. „Popolo Romano“ 
hofft, Robllant werde dem lebhaften Drängen 
einer Freunde und der öffentlichen Meinung 
nachgeben und im Amte bleiben. Die „Opinione* 
jagt, Depretis werde der Erfte ſein, der das Bei⸗ 
ſpiel der Selbſtverleugnung gebe, indem er nöthi⸗ 
genfalls auf das Portefeuille des Innern ver- 
fichten und nur das Präſidium im neuen Kabi- 
net behalten werde. Der „Italie“ zufolge wer, 
den Depretis, Robilant und Magliant die Stützen 
des neuen Kabinets ſein. Wie „Tribune“ er- 
fart, ſoll das Kriegsportefeuille dem General 
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Cialdini oder dem General Bertole-Vlale anver⸗ 
traut werden. 

Kardinal Cattani, Erzbiſchof von Ravenna, 
iſt geſtorben. 

Paris, 12. Februar. Wenn die Nachrichten, 
die aus Korſika kommen, nicht nach ſüdländiſcher 
Art ſehr übertrieben ſind, ſo bereitet ſich dort ein 
kleiner Aufſtand vor. Der Rechtsanwalt Leandri, 
ehemaliger Herausgeber eines bonapartiſtiſchen 
Blattes, hat die Fahne des Aufruhrs entfaltet 
und iſt angeblich mit vierhundert Anhängern „in 
den Buſch gezogen“, was in Korſika die höfliche 
Umſchreibung für „das Räuberhandwerk ergrei- 
fen“ iſt. Ehe er dieſen Schritt that, erließ er, 
wie es ſich für einen Mann von Bildung und 
Geſittung ſchickt, eine Kriegserklärung in aller 
Form gegen die franzoſiſche Obrigkeit. Das 
wunderliche Schriftſtück wurde in Baſtia an allen 
Straßenecken angeſchlagen und ſeine Hauptſtellen 
lauten: „Die Stunde der männlichen Ent- 
ſchließungen hat geſchlagen. .. Man hat uns 
feierlich verſprochen, die Gerechtigkeit in unſer un⸗ 
glückliches Land zurückzubringen. Die Regierung 
der Republik hat alle ihre Verſprechen gebrochen. 
Der Stimmzettel iſt in unſeren Händen nicht 
mehr die geſetzliche Waffe des Bürgers. Wozu 
ſtimmen, da unſer Wille doch gebrochen, jede unſe⸗ 
rer Wahlen vernichtet wird, da die Gerichte und 
Behörden den Betrügern und Fälſchern Straf- 
loſigkeit zuſichern. Frankreich verläßt uns. Rech⸗ 
nen wir nur noch auf uns, um Korſika von ſei⸗ 
nen Bedrückern zu befreien. Zu den Waffen! 
Für jeden, der in feiner Bruſt ein Mannes- und 
Korjen-Herz ſchlagen fühlt, wird der Aufſtand 
zur heiligſten Pflicht. . .. Freie Korſen, unab- 
hängige Korſen! ſtolze Bergbewohner, zu den 
Waffen! Drauf auf die Bedrücker! Krieg den 
Tyrannen!“ Leandri beklagt ſich darüber, daß 
er feine Gerechtigkeit erlangen könne. Der gam- 
bettiſtiſche Senator für Korſika, Hr. Cafabianca, 
ſoll nach ſeiner Behauptung auf der Inſel eine 
Art Schreckensherrſchaft ausüben. Fünf feiner 
nächſten Anverwandten find Richter beim Unter- 
und Obergericht von Ajaccio und Baſtia; andere 
Mitglieder ſeiner Familie und Schützlinge nehmen 
die höheren Verwaltungsſtellen ein, kurz er re- 
giert und ſpricht Recht, und ſeinem Willen iſt 
die Inſel unterthan. Für Zeitungsartikel, in de⸗ 
nen Leandri mit korſiſcher Heftigkeit dieſe Ver⸗ 
hältniſſe aufreckt, wurde er zu ſechs Monaten 
Gefängniß verurtheilt und zwar von einem Ge⸗ 
richtshof, deſſen Mitglieder in ihrer Mehrheit zu 
den Verwandten des Senators Caſabianca gehö- 
ren. Dieſe Verurtheilung, die ihn eine ſchwere 
Ungerechtigkeit dünkt, iſt die unmittelbare Veran⸗ 
laſſung ſeines tollen Unternehmens geweſen. Es 
wird natürlich den franzöſiſchen Behörden nicht 
ſchwer werden, Leandri's Bande zu Paaren zu 
treiben, aber der Zwiſchenfall zeigt wieder ein⸗ 
mal, wie faul die Verhältniſſe auf Korſika ſind. 
Die Pariſer Regierung liebt es nicht, ſich mit die⸗ 
ſer Inſel zu beſchäftigen. Sie hält ihre Hand 
dem Wespenneſte möglichſt fern und überläßt es 
den Eingeborenen, mit einander fertig zu wer⸗ 
den. Unter dem Kaiſerreich war es eine bona- 
partiſtiſche Sippe, welcher auf Korſika freie Hand 
gelaffen wurde und die alle freifinnigen Elemente 
verfolgte und unterdrückte. Seit 1878 etwa iſt 
eine gambettiſtiſche Sippe zur Herrſchaft gelangt 
und ſie wirthſchaftet nun ebenſo ſatrapiſch oder 
paſchamäßig wie vor ihr die andere. Wenn die 
Gegner der herrſchenden Parteien ſich in Parls 
beklagen, ſo zucken die Miniſter die Achſel und 
geben ihnen den Rath, ſich mit ihren Landslen- 
ten gütlich auseinanderzuſetzen, ein Rath, deſſen 
ſpöttiſchen Beigeſchmack die Abgefertigten ſehr 
wohl fühlen. Die Zuſtände auf Korſika, wo un- 
ter Anderem ſtrafgerichtliche Urtheile gegen Ein⸗ 
geborene kaum je vollſtreckt werden konnen, weil 
die Verurthellten „in den Buſch“ gehen, find 
keine Ehre für die franzöſiſche Verwaltungs kunſt, 
die ſich anderwärts jo glänzend bewährt hat. 

London, 15. Februar. Unterhaus. Bei der 
fortgeſetzten Berathung der Adreſſe an die Könt- 
gin wurde ein von Eßlemont eingebrachtes Amen- 
dement betreffend die Pachtverträge der Land- 
pächter in Schottland nach fünfſtündiger Debatte 
mit 198 gegen 96 Stimmen abgelehnt. Hierauf 
wurde von Campbell ein Amendement betreffend 
die Errichtung lokaler Körperſchaften zur Behand⸗ 
lung lokaler Angelegenheiten in Schottland und 
anderen Theilen Großbritanniens eingebracht, nach 
längerer Berathung aber, bei welcher ſich der Se⸗ 
kretär für Schottland, Balfour, gegen daſſelbe 
aussprach, wieder zurückgezogen. Die Adreßdebatte 
wurde ſodann abermals vertagt. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 16. Februar. Der kleine Belage- 
rungszuſtand für Stettin und Umgegend iſt auf 
ein Jahr feſtgeſetzt und erſtreckt ſich auf die Städte 
Stettia, Grabow a. O. und Alt 
Damm und auf die Amtsbezirke Bredow, 
Warſow, Scheune und Finkenwalde. 

— Dem Oberſt-Lieutenant Leo, Komman⸗ 
deur des 2. pommerſchen Feld-Artillerie-Regiments 
Nr. 17, iſt das Kommandeurkreuz zweiter Klaſſe 
des großherzoglich badiſchen Ordens vom Zäh⸗ 
ringer Löwen verliehen. 

— Bezüglich der ſchon längſt in Aus ſicht 
genommenen Revifion einiger Theile unſerer neue⸗ 
ren Juſtizgeſetzgebung ſcheint nun doch an maß- 
gebender Stelle ein beſtimmter Entſchluß gefaßt 
worden zu fein. Wie die „B. G. -Z.“ ver⸗ 
nimmt, wird es ſich bei den anzubahnenden Re- 
formen zunächſt um die Konkursordnung handeln, 
und find zu dieſem Behufe die Oberlandes - Ge- 
richte zur Einreihung von Gutachten über die⸗ 
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ſes Thema an den Juſtiz- Miniſter aufgefordert 
worden. 

— In der geſtrigen Sitzung des Sch wur- 
gerichte kamen zwei Meineidsanklagen zur 
Verhandlung. Die erſte war gegen die unver- 
ehelichte Anna Reet aus Kammin gerichtet, 
dieſelbe war am 26. Juni v. J. vor dem bie⸗ 
ſigen Schwurgericht in einer Anklage wegen Kör- 
perverletzung mit tödtlichem Erfolge als Zeugin 
vernommen worden und hatte damals ganz andere 
Ausſagen gemacht, als in der Vorunterſuchung. 
Sie erregte ſofort ſolchen Verdacht, daß ihre 
Ausſage protokollirt wurde und von ihr unter- 
ſchrieben werden mußte, es folgte auch demnächſt 
die Erhebung der Anklage wegen Meineides. 
Bei ihrer geſtrigen Vernehmung machte die bereits 
21 Jahre alte Angeklagte den Eindruck einer 
geiſtig nur mangelhaft veranlagten Perſon, ſie 
wurde durch das Verdikt der Geſchworenen auch 
nicht des wiſſentlichen, ſondern nur des fahrläſ⸗ 
ſigen Meineides für ſchuldig befunden und er- 
kannte der Gerichtshof demgemäß auf 6 Monate 
Gefängniß. — Demnächſt betrat der Eigenthümer 
Joh. Klamp aus Hammer die Anklagebank. 
Am 9. Juli war derſelbe wegen einer wider 
feinen Knecht Mühlenbeck gerichteten Anklage we⸗ 
gen Körperverletzung vor dem Amtsgericht zu 
Stepenitz als Zeuge vernommen worden und 
hatte bekundet, daß er nicht geſehen habe, daß 
ſich M. einer Mißhandlung ſchuldig gemacht 
habe, während ſich ſpäter herausſtellte, daß Klamp 
ſogar ſeinen Knecht zu der Mißhandlung auf- 
geredet hatte. Klamp wurde in Haft genommen 
und hatte ſich geſtern wegen Meineides zu ver⸗ 
antworten, doch wurde er nur auf Grund des 
$ 157 d. St.-⸗G.⸗B. angeklagt, weil die Angabe 
der Wahrheit gegen ihn ſelbſt eine Verfolgung 
wegen eines Vergehens nach ſich ziehen konnte. 
Die Geſchworenen gaben jedoch ihr Verdikt auf 
Nichtſchuldig ab und erfolgte Freiſprechung. 


Eingeſandt. 

Vor mir liegt ein von dem „Vorſtande des 
Wahlvereins der deutſchfreiſinnigen Partei in 
Stettin“ verſandtes Wahl⸗Flugblatt. Gleich mir 
wird vielen Leſern der kraſſe Gegenjap zwiſchen 
der Erklärung im Eingange und der im Schluß⸗ 
paſſus aufgefallen ſein. Zuerſt heißt es: „iſt es 
gelungen, den Reichstagskandidaten zu finden, der 
die Wundergabe beſitzen ſoll, Liberale und Kon⸗ 
ſervative, Freihändler und Schutzzöllner, Zünftler 
und Anhänger der Gewerbefreiheit mit gleichem 
Erfolge zu vertreten.” Am Schluſſe dagegen 
ſteht: „Ihr werdet unſerm Brömel, deſſen liberale 
Grundſätze Euch nicht erſt durch Konſervative, 
deſſen freihändlerlſches Wirken nicht erſt durch 
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der Steuerpächter in Begleitung von zwanzig 


Karabinieri und Steuerwächtern im Dorf erſchien. 
Kaum hatten die Beamten das erſte Haus in 
Angriff genommen, ſo erfolgte von allen Seiten 
ein ſolcher Steinhagel auf fie, daß der Steuer- 
pächter austiß, die bewaffnete Macht aber gleich⸗ 
falls gezwungen war, unter lebhaftem Feuer vor 
der Uebermacht der Bauern zurückzuweichen. Sie 
zog ſich langſam nach der Stadt Chiavenna zurück, 
immer verfolgt von der ſtetig anwachſenden 
Menge der Rebellen. Die Bevölkerung von Chia⸗ 
venng machte mit der von Gordona jetzt gemein- 
ſame Sache und im Nu war das Steueramt er- 
ſtürmt, geplündert und das ganze Archiv an Do- 
kumenten, Regiſtern sc. zerriſſen und verbrannt. 
Dann kehrten die Gordoneſen ruhig nach Hauſe 
zurück und machten ſich ſämmtlich auf die 
Berge davon. Als Tags darauf das Militär in 
Gordona einrückte, fand man nur Frauen, Kin⸗ 
der und — den ſchwer erkrankt im Bett liegen ⸗ 
den Bürgermeiſter Agoſtint vor. Der Letztere 
wurde, als einziges Beuteſtück, auf eine Bahre 
geladen und nach dem Gefängniß von Chiavenna 
gebracht. 2 


(Sterblichkeit der Kinder nach der Er⸗ 

nährungsweiſe.) Das ſtatiſtiſche Amt der Stadt 
Berlin hat eine dankenswerthe Unterſuchung über 
die Sterblichkeit der Kinder in den erſten elf 
Monaten des Jahres 1885 angeſtellt. Daraus 
geht hervor, daß von 1000 Kindern überhaupt 
31,2 geſtorben ſind. Von 1000 mit Muttermilch 
genährten, welche mehr als die Hälfte ſämmtlicher 
Geborenen ausmachen, find 8,8, von 1000 Am- 
menkindern nur 5,7 geſtorben, während bei den 
anderen Ernährungsweiſen eine enorme Stelge⸗ 
rung der Sterblichkeit ſtattfand, bei mit Thiermilch 
ernährten auf 45,6, mit Milchſurrogaten auf 76,5 
und mit verſchledener gemiſchter Nahrung auf 110,2 
von 1000. Der Vorzug der Ammenkinder von der 
an der Mutterbruſt genährten, welch leßtere ſonſt 
im allgemeinen den günſtigſten Stand aufweiſen, 
kommt daher, daß die von der Mutter genährten 
Kinder aus den ärmſten Klaſſen der Stadt ſtam⸗ 
men, während die Ammenkinder aus den reich⸗ 
ſten. Die geringe Differenz der beiden Zahlen 
beweift caeteris paribus den Vortheil der Mut- 
|itermtc. 

— Ueber die Küche der Königin Viktoria 
theilt ein engliſches Blatt intereſſante Einzelheiten 
mit. Die Oberleitung der Küche iſt einem In⸗ 
tendanten übertragen, der außer Wohnung und 
Koſt einen Gehalt von 17,000 Franks jährlich 
bezieht. Er dat vier Adjunkten für die Rech⸗ 
e Ueberwachung der Maaße und Ge⸗ 


wichte und für die Verhandlungen mit den Lie 


feranten. Der Intendant hat übrigens noch zwei 


allbekannte Schutzzöllner beglaubigt zu werden Diener zu jeiner Verfügung. Der Küchenchef 
braucht u. f. w. die verdiente Genugthuung zu genießt dieſelben Vorzüge wie der Intendant und 


Theil werden laſſen.“ Dieſer letzte Sap ſoll doch hat vier Adjunkten mit 8000 Franks Gehalt. 
klarer Weiſe eine Ironie auf Herrn Leiſttto wf welche noch vier Untergehülfen mit 5000 Franks⸗ 
Re Satz etwas bündiger jährlich aufnehmen dürfen. Außerdem ſind jpe- 
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ſein. Würde der er 


ausgedrückt, fo fol er bedeuten, Herr Leiſtikew | stell für die Küche der Königin zugemiejen ; zwel 


iſt ein Chamäleon, das ſeine politiſche Farbe be⸗ 


Diener, zwei Küchenjungen, zwei Spezlalköche für 


Hebig wechſelt, während im letzten feine Übe- die Braten, vier Diener und zwei Dienerinnen 


ralen und freihändleriſchen Grundsätze doch offen- für das Waſchen der Geſchirre, ein Aufſeher über 


bar zugegeben werden. 


die Proviflonen, zwei Spezialiſten für Hülſen⸗ 


Es iſt dies alſo eine Verdächtigung wider früchte und zwei Arbeiter für die Dampfmaſchine. 


beſſeres Wiſſen. 
gruſelig gemacht werden, um vielleicht noch ein 
paar Wähler mehr auf den Leim zu führen. Ob. 
mit Erfolg, ich glaube kaum. 

Wie liegt denn die Sache! Der national- 
liberale Aufruf, der doch nur mit Zuſtimmung 
des Herrn Leiſtikow erlaſſen ſein kann, konſtatirt 
ausdrücklich ſeine frelhändleriſchen und 
liberalen Grundſätze. Der Aufruf der Kon⸗ 


Es ſollen die Wähler Der Zuckerbäckerdienſt beſteht aus zwel Zucker- 


bäckern (mit 7500 Franks Gehalt), vier Zucker⸗ 
bäckergehülfen, einem Paſtetenbäcker mit fünf Ge⸗ 
hülfen, einem Laufburſchen und drei Spezlaliſtin⸗ 
nen für Kaffte und Chokolade. Der Gentleman, 
welcher den Wein und das Bier zu diſorgen hat, 
bezieht jährlich 12,500 Franke. Es folgen 
noch drei Tafeldecker und ein Oehülfe Das 
Silbergeſchirr wird auf mehr als 75 Millionen 


ſervativen und Handwerker beſagt aber klar und Francs geſchäßzt. 


deutlich, Leiſtikow iſt zwar nicht von unſerer 
Farbe, weil er aber für das Septennat ſtimmt, 
was für jetzt für uns den Entſcheidungs⸗ 
punkt bildet, fo [chen wir von allen 
anderen polltiſchen Mein ungs⸗ 
Verſchieden heilten ab und wählen Lei⸗ 
ftifom. 

Das hat Jeder geleſen und Jeder, der un- 
defangen zu denken im Stande iſt, wird daraus 
den logiſchen Schluß ziehen, daß Herr Lelſtikow 
für Liberale, Freihändler und Anhänger der Ge- 
werbefreiheit, nicht aber für Konſervative, 
Schußzöllner und Bünftler, oder gar, wie der 
famoſe Aufruf der deutſchfreifinnigen Partei be⸗ 
hauptet, für dieſe heiden — gerade ent⸗ 
gegengejepten — Anſchauungen eintritt. 

Die Manipulationen des Vorſtandes der 
deutſchfreiſiaunigen Partel haben alſo nur den 
Zweck — und der Zweck heiligt die Mittel, nicht 
wahr? — den Wählern Sand in die Augen zu 
ſtreuen, wogegen wohl Viele mit mir energiſch 
proteſtiren werden. K. A. 


Theater, Kunſt und Literatur. 

Theater für heute. Stadttheater: 
Erſtes Gaſtſpiel der königl. preuß. Hofſchau⸗ 
fpielerin Frl. Jo dan na Schwartz vom 
Schauſpielhauſt zu Berlin. „Die Jungfrau von 
Orleans.“ Tragödie In 6 Akten. 

Donnerſtag. Stadttheater: Zweltes 
Gaſtſpiel des Frl. Johanna Schwarz. 
„Egmont.“ 

(Dupendbillets daben während dieſer Gaſt⸗ 
ſpiele mit 50 Pf. Aufzahlung Gültigkeit.) 

Vermiſchte Nachrichten. 

— (Eine Bauern-Revolte en gros.) Das 
Dorf Gordona (bei Chiavenna, Lombardei) war 
abſolut nicht im Stande, ſeine Steuern aufzu⸗ 
bringen; am 27. Januar ſollte deshalb das ge- 
ſammte Dorf gepfändet werden, zu welchem Zweck 


— Eiſerne Ofenröhren und elſerne Schorn 
ſteine ſollen nach den „Ind.-Bl.“ am ſſcherſten 
durch Ueberſtreichen mit Kalkmilch vor dem Roſten 
geſchützt werden können. Lackanſtriche find von 
ſehr zweifelhaftem Werth, da der Lack durch die 
fortwährenden Temperaturſchwankungen ſehr bald 
Riſſe bekommt, durch welche das Roſten eingeleltet 
wird. Mit Kalkmilch beſtrichene Röhren ſollen 
ſich dagegen ſehr gut halten, auch unter den un- 
günſtigſten Bedingungen. 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stets 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Köln, 15. Februar. Der Rhein if «ie 
frei; die Schifffahrt iR daher wieder eröffnet 
worden. 

Wien, 15. Jebruar. Die amtliche „Wiener 
Zeitung“ veröffentlicht die Ernennung des vor 
maligen Handelsminiſters, Geheimraths Baron 
Pino, zum Landes präſidenten der Bukowina. 

Wien, 15. Februar. Abgeordnetenhaus. 
Die Regierung legte ein Geſeß vor, betreffend 
die Ermächtigung zur Beſchaffung don Aus- 
rüſtungegegenſtänden für die Landwehr und den 
Landſturm der im Reſcherathe vertretenen Länder 
im Betrage von 12 Millionen. 

Peſt, 15. Februar. Abgeordnetenhaus. Der 
Honvedminiſter unterbreitete die Kreditvorlage don 
7,460,000 fl. für die Beſchaffung von Rejerne- 
kriegsvorräthen für die Honvedarmet und für die 
Ausrüſtung des erſten Aufgebotes des Landſtur⸗ 
mes. Die Vorlage wurde dem Wehrausſchuſſe 
und dem Finanzausſchuſſe überwiefen. Die Ver⸗ 
treter aller Partelen haben ſich in der geſtrigen 
Konferenz dahin geeinigt, die Vorlage ohne De 
datte anzunehmen. 

Rom, 15. Februar. 
Bus getsdebatte beendet. 8 

Madrid, 15. Februar. Die Kammer dat 
mit 175 gegen 70 Stimmen das Geſetz betref⸗ 
fend die Verpachtung der Tuhaf- Regie ange 
nommen. . 


Der Senat dat die 
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